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Das ewige Widerspruchsrecht nach § 5a VVG a.F. – Ein Überblick
Was geht? Was geht nicht? Wie sieht der Markt aus? (Teil 2)

Christian Hindahl, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht
Fachanwalt für Bank- und Kapitalmarktrecht, Wirtschaftsmediator (DAA)

Hindahl Sternemann Horn Bock Rechtsanwälte Steuerberater Partnerschaftsgesellschaft mbB/Düsseldorf

4. Haftung des Versicherungsmaklers
Im Zusammenhang mit der unter Ziff. 1 und 2 beschriebenen Situation stellt sich die Frage einer Haf-
tung des Versicherungsmaklers, wenn dieser seinen Kunden auf die Möglichkeit zum Widerspruch nach
§ 5a VVG a.F. nicht hinweist. Die Frage ist bisher durch ein Obergericht noch nicht entschieden wor-
den. Zunächst ist festzuhalten, was denn eigentlich Aufgabe des Versicherungsmaklers ist. Die Aufgabe
des Versicherungsmaklers liegt darin, dass dieser vom Versicherungsnehmer beauftragt wird, und zwar
als sein Interessenvertreter und Abschlussvertreter. Der Versicherungsmakler hat als Vertrauter und Be-
rater des Kunden individuell die Bedürfnisse des Kunden zu betrachten und den passenden Versiche-
rungsschutz zu besorgen (vgl. Bundesgerichtshof vom 10.03.2016, Az. I ZR 147/14). Bei der Beantwor-
tung der Frage, ob der Versicherungsmakler in Erfüllung seiner Verpflichtung den Kunden darauf hin-
weisen muss, dass sein z. B. Lebensversicherungsvertrag nach § 5a VVG a.F. zu widersprechen ist und
dem Kunden Ansprüche gegenüber der Versicherungsgesellschaft zustehen, ist darauf abzustellen, dass
ein solcher Hinweis eine Rechtsdienstleistung im Sinne des Rechtsdienstleistungsgesetzes darstellt. Für
die Erbringung einer solchen Rechtsdienstleistung benötigt der Versicherungsmakler einer gesonderten
Erlaubnis, die er nicht hat. Nach § 5 Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG) ist es jedoch so, dass Rechts-
dienstleistungen erlaubt sind, wenn diese im Zusammenhang mit einer anderen Tätigkeit stehen, wenn
diese als Nebenleistung zum Berufs- und Tätigkeitsbild gehören. Der Bundesgerichtshof hat jedoch in
seiner Entscheidung vom 14.01.2016, Az. I ZR 107/14 festgestellt, dass die Schadenregulierung durch ei-
nen Versicherungsmakler als unerlaubte Rechtsdienstleistung zu werten ist. Wird schon die Schadenre-
gulierung als rein tatsächliche Leistung als Rechtsdienstleistung eines Versicherungsmaklers angesehen,
so ist kaum vorstellbar, dass eine ausschließlich rechtlich zu wertende Tätigkeit, nämlich die Wertung
der Frage, ob dem Vertrag des Kunden nach § 5a VVG a.F. zu widersprechen ist, nicht ebenso als Rechts-
dienstleistung einzuordnen ist. Letztendlich ist die Frage jedoch offen, so dass hier Vorsicht für den Ver-
sicherungsmakler geboten ist.

5. Marktsituation
Das Thema ‚Widerspruchsrecht’ ist in aller Munde. Hier scheint mit überschaubarem Aufwand die Gel-
tendmachung von Zahlungsansprüchen möglich. Hierbei wirkt sich natürlich die insoweit klare Rechts-
lage bestätigt durch den Bundesgerichtshof aus. So überrascht wenig, dass die Geltendmachung von
Rechten aus dem Widerspruch Dienstleister auf den Plan ruft, die diese Leistungen für Verbraucher er-
bringen möchten. Die Dienstleister bieten Leistung zur Koordinierung des Widerspruchsrechts für den
Versicherungsnehmer an und wollen in aller Regel erfolgsbezogen bezahlt werden. Die Anbieter dieser
Dienstleistung konzentrieren sich auf zwei unterschiedliche Modelle. Das erste Modell ist der Ankauf
des Versicherungsanspruchs des Kunden, wobei der Kunde nach einer erfolgreichen Durchsetzung der
Ansprüche aus dem Widerspruch an diesem Erfolg partizipiert. Das andere Modell umschreiben wir als
Prozessbegleitung. Dabei übernimmt der Dienstleister die Koordination zwischen dem Kunden und ei-
nem Rechtsanwalt, der für den Kunden den Versicherungsanspruch gegenüber der Versicherungsgesell-
schaft geltend macht.
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Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben nicht in jedem Fall die Meinung der Redaktion wieder.

Das Ankaufmodell eines Anbieters war Gegenstand mehrerer Entscheidungen des Bundesgerichts-
hofs (vgl. Urteil des Bundesgerichtshofs vom 11.12.2013, Az. IV ZR 46/13 und 11.01.2017, Az. IV ZR
340/13). Danach stellte der Bundesgerichtshof fest, dass der Anbieter ein Modell anbot, wonach dem
Kunden ein sog. ‚Geld zurück-Auftrag’ zur Unterschrift vorgelegt wurde. Dieser Auftrag sah vor,
dass der Versicherungsvertrag gekündigt werden sollte, später der Rückkaufwert abzüglich einer
Kündigungsgebühr von 87,50 € an den Versicherungsnehmer überwiesen wird. Ferner vereinbarte
der Anbieter mit dem Kunden, dass dieser 50 % aller zukünftigen Erstattungen vom Anbieter erhal-
ten sollte und der Kunde sich dafür einmalig in Höhe von 300,00 € an den Kosten des Anbieters be-
teiligt. In den AGB des Anbieters wurde die Abtretung der Rechte und Ansprüche des Kunden ver-
einbart. Der Kaufpreis für die erfolgte Abtretung orientierte sich an dem von der Versicherungsge-
sellschaft nach Geltendmachung der Rechte aus dem Widerspruch geleisteten Betrag.

Der Bundesgerichtshof urteilte, dass diese Abtretung wegen Verstoßes gegen das Rechtsdienstleistungs-
gesetz (RDG) nichtig ist. Der Bundesgerichtshof stellt fest, dass der Empfänger des Anspruchs bei diesem
Modell nicht das komplette Risiko des Bestehens der Forderung und auch nicht das der Abtretung inne-
wohnende Risiko der Vorfinanzierung übernimmt. Damit liegt kein erlaubnisfreies Factoring vor, viel-
mehr eine Rechtsdienstleistung, für welche der Anbieter keine Erlaubnis vorweisen konnte. Welche Fol-
ge haben diese Entscheidungen für den Versicherungsnehmer/Kunden? Zunächst ist der Versicherungs-
nehmer trotz erfolgter Abtretung noch immer Inhaber der Rechte aus dem Versicherungsvertrag, da ja
die Abtretung nichtig ist. Hat der Anbieter für den Kunden auf der Basis dieses nichtigen Vertrages ei-
nen Rechtsanwalt beauftragt oder vielleicht sogar den Widerspruch ausgesprochen, so wären auch die
Beauftragung des Rechtsanwalts und die Geltendmachung des Widerspruchs nichtig.

Bisher liegen Urteile des Bundesgerichtshofs und der Obergerichte nur zu dem oben beschriebe-
nen Ankaufmodell vor, jedoch drängt sich die Frage auf, ob auch das oben dargestellte Betreu-
ungsmodell nicht als erlaubnispflichtige Rechtsdienstleistung anzusehen ist. Der Anbieter koordi-
niert das Verhältnis von Kunde und Rechtsanwalt und übernimmt eine Vielzahl von organisatori-
schen Maßnahmen, wie z. B. das Ordnen und Beschaffen der notwendigen Vertragsunterlagen.
Hier spricht aus meiner Sicht vieles dafür, dass diese Tätigkeiten als Rechtsdienstleistungen anzu-
sehen sind, so dass die Anbieter, die nicht über eine Erlaubnis nach dem Rechtsdienstleistungsge-
setz verfügen, Gefahr laufen, dass Rechtsunsicherheiten auf sie durchschlagen.

Aus Sicht vieler Vermittler ist der Markt davon geprägt, dass einige Anbieter, so auch der Anbieter, der
Gegenstand der Urteile des Bundesgerichtshofs war, viel versprechen, aber tatsächlich die Umsetzung der
Ansprüche eher stockt. Der Autor bearbeitet derzeit Haftungsfälle, bei denen im Ankaufmodell oder dem
Prozessbetreuungsmodell beauftragte Rechtsanwälte zwar den Widerspruch ausgebracht, jedoch die daraus
resultierenden Ansprüche oder anderweitig bestehende Schadensersatzansprüche nicht vor Eintreten der
Verjährung (Verjährung 3 Jahre zum Jahresende nach Ausspruch des Widerspruchs) geltend gemacht haben.
Hier bestehen aufgrund des zwischen dem Kunden und dem Rechtsanwalt begründeten Mandatsverhältnisses
Ansprüche gegenüber dem Rechtsanwalt, die über seine Vermögensschadenhaftpflichtversicherung abgedeckt
sein müssten. Ansprüche des Kunden gegenüber dem Anbieter sind natürlich auch denkbar, so dass hier sehr
genau analysiert werden muss, ob diese Haftungsansprüche durchsetzbar sind oder nicht.

Fazit: Zusammenfassend ist festzustellen, dass der Widerspruch im Hinblick auf Versicherungsver-
träge das volle Potential noch nicht ausgeschöpft hat. Unbestätigten Zahlen zur Folge soll erst ei-
nem minimalen Bruchteil der Verträge widersprochen worden sein, die unter die Voraussetzungen
des § 5a VVG a.F. fallen. Dieses bedeutet für die Versicherungsgesellschaften eine große Unsicherheit,
auf die erhebliche Rückstellungen zu bilden sind. Für den Kunden stellt sich die Frage, ob er dem
Versicherungsvertrag widerspricht und sich hierbei der Hilfe der am Markt befindlichen Dienstleister
bedient. In jedem Falle wird das Rechtsverhältnis zwischen Dienstleister und Kunden zukünftig Ge-
richte beschäftigen, da einige Anbieter von entsprechenden Dienstleistungen zwar Verträge mit
Kunden auf Vermittlung von Vertriebspersonal abgeschlossen haben, jedoch die eigentlich verspro-
chene Tätigkeit, nämlich die Durchsetzung des Anspruchs des Kunden, unterlassen haben. Zudem
stellen sich Fragen, ob die Dienstleister für jedes der angebotenen Modelle eine Erlaubnis nach dem
Rechtsdienstleistungsgesetz benötigen.


